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1 Einleitung

Die strukturelle Entwicklung der beruflichen Bildung in Deutschland und vor allem
die hohe Anzahl von Jugendlichen, die von den allgemeinbildenden Schulen abge-
hen und ohne Zugang zu beruflicher Ausbildung verbleiben, werden seit geraumer
Zeit als krisenhafte Entwicklung interpretiert (vgl. Baethge/Solga/Wieck 2007:
20ff.; Greinert 2007b). In der aktuellen Diskussion um Entwicklungstendenzen der
beruflichen Bildung in Deutschland werden Schulformen und Maßnahmen, welche
jene Jugendliche, die von den allgemeinbildenden Schulen abgehen und ohne Aus-
bildungsvertrag verbleiben aufnehmen, unter dem Begriff „Übergangssystem“ zu-
sammengefasst (z. B. Sektion BWP in der DGfE 2009: 10ff.). Im Nationalen Bil-
dungsbericht wird innerhalb des deutschen Berufsbildungssystems zwischen dualer
Ausbildung, vollschulischer Ausbildung und Übergangssystem unterschieden (vgl.
Konsortium Bildungsberichterstattung 2006: 79). Dem Übergangssystem zuzurech-
nen sind nach der Definition des Konsortiums Bildungsberichterstattung all jene
Bildungsgänge und Maßnahmen, die nicht zum allgemeinbildenden Schulsystem
gehören, Jugendliche ohne Ausbildung aufnehmen und selbst keinen berufsbilden-
den Abschluss vermitteln (vgl. ebd.). Der Begriff bezeichnet somit ein Segment des
deutschen Berufsbildungssystems, das weder der dualen noch der vollschulischen
Berufsausbildung zuzurechnen ist und definiert dieses Segment zum einen über das,
was es nicht leistet (Vermittlung eines zertifizierten und am Arbeitsmarkt anerkann-
ten beruflichen Abschlusses) und zum anderen über das, was es leisten soll (Über-
gänge in Ausbildung fördern). Indem es auf berufsvorbereitende Aufgaben redu-
ziert ist und keine marktgängigen beruflichen Bildungszertifikate vermittelt, ist das
Übergangssystem der regulären beruflichen Ausbildung vorgelagert. Eine arbeits-
marktrelevante Funktion hat dieser Teilbereich des beruflichen Bildungssystems also
nur dann, wenn es Jugendlichen im Anschluss gelingt, in eine reguläre Ausbildung
überzugehen und diese erfolgreich zu absolvieren.

Der Begriff Übergangssystem benennt also einen Bereich institutionalisierter Bil-
dungsgänge, der in einem Zwischenraum zwischen Allgemeinbildung und berufli-
cher Bildung angesiedelt ist. Die berufliche Bildung der Jugendlichen im Übergangs-
system hat dabei weder einen eindeutigen bildungstheoretischen Bezugspunkt
noch eine abgrenzbare und aufeinander bezogene Schul- bzw. Bildungsstruktur
(vgl. Stomporowski 2007: 1). Gegenüber artverwandten Begriffen wie „Schulfor-
men und Maßnahmen für Benachteiligte“ oder „berufsvorbereitende Maßnahmen“
bzw. „Berufsvorbereitung“ legt die Bezeichnung „Übergangssystem“ den Fokus auf
ein vordringliches Ziel pädagogischen und politischen Handelns in diesem Bereich,
nämlich den Übergang in eine „reguläre“ duale oder vollschulische Ausbildung (vgl.
Kutscha 2004; Konsortium Bildungsberichterstattung 2006: 79ff.).

13



Damit verdeutlicht der Begriff „Übergangssystem“ im Vergleich zu den anderen
zweierlei:  erstens, dass eine große Zahl von Jugendlichen nach der allgemeinbild-
enden Schulzeit nicht direkt in eine reguläre Ausbildung übergehen kann und in
einem vorgelagerten Segment von Bildungseinrichtungen aufgefangen werden
muss. Zweitens, dass die Integration in qualifizierte Arbeit im deutschen Berufsbil-
dungssystem nur über eine reguläre Ausbildung gelingen kann und ein dieser Aus-
bildung vorgelagerter Teilbereich auf kompensatorische und berufsvorbereitende
Funktionen beschränkt bleibt. Bildungsziele wie der Kompetenzerwerb im Bereich
beruflicher Grundbildung treten dagegen in den Hintergrund. Damit grenzt sich der
Begriff von Vorstellungen ab, die vollzeitschulische Schulformen an beruflichen
Schulen als notwendige Ergänzung des dualen Systems mit eigenständigen Bil-
dungszielen ansehen (vgl. Greinert 2006: 36). Die systematische Dreiteilung des
Berufsbildungssystems in duale Ausbildung, Schulberufssystem und Übergangssys-
tem erscheint daher sinnvoll.

Der Begriff „Übergangssystem“ kann allerdings gerade aufgrund der hier nahe ge-
legten Vermutung, es läge ein System vor, welches Übergänge schafft, durchaus
kritisiert werden (vgl. Münk 2008: 31). Zunächst, weil Bildungsgänge und Maßnah-
men zusammengefasst werden, welche in unterschiedlichen Institutionen angesie-
delt sind (vgl. Greinert 2007a), auf unterschiedlichen politischen Ebenen gesteuert
und somit auch in unterschiedlichen Rechtsquellen kodifiziert werden. Nicht zuletzt
sind die Maßnahmen und Schulformen unterschiedlichen geschichtlichen Ursprungs
und resultieren aus sehr unterschiedlichen, teils sogar widersprüchlichen gesell-
schafts-, wirtschafts-, sozial- und bildungspolitischen Diskussionen der 60er und 70er
Jahre (vgl. Kutscha 2004: 165). Damit bleibt offen, ob dieses Bündel von Schulfor-
men und Maßnahmen wirklich aufeinander abgestimmt Jugendlichen systematisch
den Übergang in reguläre Ausbildung ermöglicht.

So finden sich auf der einen Seite vollschulische Bildungsgänge an beruflichen Schu-
len, deren Inhalte auf der Ebene der Bundesländer inhaltlich bestimmt und rechtlich
geregelt werden. Diese Bildungsgänge können unter dem Aspekt der geschichtli-
chen Entwicklung dahingehend unterschieden werden, dass einige entwickelt wur-
den, um Jugendliche ohne Ausbildung vollschulisch an beruflichen Schulen allge-
meinbildend kompensatorisch zu unterrichten (wie das Berufsvorbereitungsjahr),
während andere ihren Ursprung in der vollschulischen Vermittlung einer beruflichen
Grundbildung an beruflichen Schulen hatten, um Qualitätsproblemen in der be-
trieblichen Ausbildung entgegenzusteuern, eine Berufswahl zu eröffnen und bil-
dungsreformerische Ziele einer wissenschaftsorientierten Berufsbildung zu ermög-
lichen. Hierzu sind das Berufsgrundbildungsjahr und die Berufsfachschulen zu
zählen (vgl. Schmidt/Galetzka 2006; Deutscher Bildungsrat 1970: 182ff.).

Auf der anderen Seite ist ein Großteil der Jugendlichen im Übergangssystem in
Maßnahmen der Bundesagentur für Arbeit (im Folgenden BA) zu finden. Diese

1 Einleitung
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Maßnahmen sind rechtlich im Sozialgesetzbuch verankert und somit Ergebnis von
Bundespolitik (vgl. Dressel/Plicht 2006: 48ff.). Der Weg in eine berufsvorbereitende
Maßnahme der BA führt zunächst über eine Berufsberatung, die durch die BA selbst
durchgeführt wird. Dabei werden die Jugendlichen dahingehend beurteilt, ob sie
ausbildungsreif sind oder mit Hilfe einer berufsvorbereitenden Maßnahme die Aus-
bildungsreife erreichen können (vgl. ebd.). Die Maßnahmen selbst sind zielgrup-
penübergreifenden Qualifizierungsebenen zugeordnet. Einige Maßnahmen sollen
Berufsorientierung und Berufswahl fördern, auf der nächsten Stufe werden beruf-
liche Grundfertigkeiten oder eine berufs- und betriebsorientierte Qualifizierung ver-
mittelt (vgl. Beicht 2009: 2). Die Konzeption dieser Maßnahmen wird von der Bun-
desagentur für Arbeit geleistet, welche die Maßnahmen von freien Bildungsträgern
durchführen lässt. Darüber hinaus existieren eine Vielzahl kommunaler Angebote
und Maßnahmen der Jugendsozialarbeit für Jugendliche ohne Ausbildung, welche
theoretisch dem Übergangssystem zuzurechnen sind und sich durch ein noch hö-
heres Maß institutioneller Zersplitterung auszeichnen. Es kann also festgehalten
werden, dass das Übergangssystem unter institutionellen, organisatorischen, di-
daktischen und curricularen Gesichtspunkten eben gerade kein einheitliches System
darstellt.

So merkt auch Bosch an: „Von einem Übergangs-‚System’ kann übrigens keinesfalls
gesprochen werden. Es handelt sich eher um eine Vielzahl unübersichtlicher Maß-
nahmen mit ganz unterschiedlichen Finanziers, die schlecht aufeinander abge-
stimmt sind. Zum Teil holen Jugendliche die fehlende Allgemeinbildung nach, zum
Teil werden sie auf unterschiedliche Berufsfelder vorbereitet oder auch nur in War-
teschleifen geparkt“ (Bosch 2009: 54).

Auch bezüglich des Ziels des Übergangs in reguläre Ausbildung findet man in der
Fachdiskussion überwiegend kritische Einschätzungen. Eine Vielzahl von Studien
belegt, dass einzelne Maßnahmen und Schulformen des Übergangssystems nur in
sehr geringem Maße solche Übergänge in reguläre Ausbildung ermöglichen (siehe
Kap. 5). Greinert bezeichnet daher auch den Begriff „Übergangssystem“ als eine
Verlegenheitsbezeichnung für einen Dschungel von Warteschleifen, die lediglich
eine explizite Parkfunktion für die offizielle Berufsbildungspolitik einnähmen (vgl.
Greinert 2007b: 2).

Darüber hinaus verdeckt der Fokus auf den Verbleib in regulärer Ausbildung, der
durch den Begriff „Übergangssystem“ evoziert wird, dass vor allem vor dem Hin-
tergrund sich individualisierender Lebensläufe und einer Entwertung von Wissens-
beständen bei gleichzeitigem Zwang zu lebenslangem Lernen die Zielperspektive
„reguläre Ausbildung“ allein keine hinreichende Bedingung sozialer Integration und
ausreichender Qualifizierung für die Erwerbstätigkeit als nächste Etappe im Lebens-
lauf mehr darstellen kann (vgl. Heinz 2009). Aus einer am Individuum und an dessen
Lebenslagen orientierten Betrachtungsweise erscheint es höchst unklar, ob für ei-
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nen gering qualifizierten Jugendlichen der Übergang in irgendeine Art Ausbildung
subjektiv als Erfolg gesehen wird und langfristig sozial inklusive Effekte zeitigt (vgl.
Stauber/Walther 1999).

In den konzeptionellen Grundlagen zum nationalen Bildungsbericht nennen die Au-
toren drei normativ-funktionale Bezugspunkte, die der Bildungsberichterstattung
als heuristische Interpretationsfolie zur Funktionalität der Teilbereiche des Bildungs-
systems zugrunde liegen. Moderne Bildungssysteme sollen demnach zur Sicherung
der Humanressourcen einer Gesellschaft beitragen, gesellschaftlicher Teilhabe und
Chancengleichheit gewährleisten und die Entwicklung der individuellen Regulati-
onsfähigkeit in Sinne einer Autonomie ermöglichen (vgl. Baethge/Buss/Lanfer
2003: 14ff.).

Dabei zielt der Bezugspunkt „Sicherung der Humanressourcen“ zunächst auf der
volkswirtschaftlichen Ebene darauf ab, den qualitativen und quantitativen Arbeits-
kräftebedarf zu decken, der von den Arbeitgebern bzw. den Qualifikationsanfor-
derungen im Arbeitsprozess definiert wird. Auf individueller Ebene verweist er auf
Bedürfnisse der Erwerbstätigen zur Sicherung und Verbesserung ihrer Beschäfti-
gungschancen und zielt auf arbeitsmarktrelevanten Kompetenzerwerb (vgl. ebd.:
16f.).

Beim Aspekt „Gewährleistung gesellschaftlicher Teilhabe und Chancengleichheit“
steht das zuletzt durch die PISA-Studien explizierte Faktum im Vordergrund, dass
Bildungsinstitutionen gesellschaftliche Teilhabechancen und sozialen Status zutei-
len und im Besonderen das deutsche Bildungssystem hierbei einen geringen Beitrag
zur Herstellung von Chancengleichheit leistet (vgl. ebd.: 18). Gleichzeitig spielte die
Frage nach Bildungsgerechtigkeit gerade in der deutschen bildungspolitischen Dis-
kussion seit der Bildungsexpansion eine prominente Rolle (vgl. Dahrendorf 1965;
Geißler 2006). Vor allem bezogen auf die berufliche Bildung spitzt sich die Inklusions-
bzw. Exklusionsproblematik auf zwei Personengruppen zu: zum einen auf Jugend-
liche mit Migrationshintergrund, zum anderen auf Jugendliche mit „niedrigen“
Schulabschlüssen.

Der Aspekt „Entwicklung der individuellen Regulationsfähigkeit“ bezieht sich auf
das Vermögen des Individuums, „sein Verhalten und Verhältnis zur Umwelt, die
eigene Biographie und das Leben in der Gemeinschaft selbstständig zu gestalten.
Ihre spezifische Ausprägung und ihre aktuelle soziale Bedeutung erhält die Kate-
gorie der Selbstregulation durch Prozesse gesellschaftlichen Wandels mit zeitlich
kürzeren (Anpassungs-) Geschwindigkeiten und zunehmender Radikalität, durch
die sich unsere Gesellschaft von früheren unterscheidet“ (Baethge/Buss/Lanfer
2003: 15).

Der mit „Übergangssystem“ benannte Teilbereich beruflicher Bildung erscheint un-
ter allen drei normativ-funktionalen Bezugspunkten problematisch, da die Schulfor-
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men und Maßnahmen in diesem Bereich innerhalb der Dreiteilung Übergangssys-
tem – duale Ausbildung – vollschulische Ausbildung jeweils nur vorbereitend wirken
und Kompetenzaufbau sowie die Herausbildung der „individuellen Regulationsfä-
higkeit“ bzw. die Erlangung „beruflicher Handlungskompetenz“ erst in der regulä-
ren dualen oder vollschulischen Ausbildung zum Abschluss kommen.

Dabei bleibt unklar, ob bei einer Abgangsselektion im Anschluss an die allgemein-
bildende Schule in solche Jugendliche, welche in Ausbildung übergehen und solche,
welche im Übergangssystem verbleiben, eine Herstellung von Chancengleichheit
überhaupt möglich ist. Dies ist unter anderem deshalb von besonderer Brisanz, da
viele Schulformen des Übergangssystems an beruflichen Schulen – wie z. B. das
Berufsgrundbildungsjahr – aus der in den 1960er Jahren im Zuge der Bildungsex-
pansion entstandenen Diskussion um Chancengleichheit und der Gleichwertigkeit
von Allgemeinbildung und beruflicher Bildung erst hervorgegangen sind (vgl.
Schmidt/Galetzka 2006).

Dobischat, Milolaza und Stender merken hierzu an: „Die ehemals traditionelle Stärke
des dualen Systems, ein breites Spektrum verschiedener Ausbildungsberufe anzu-
bieten, das den unterschiedlichen Begabungsniveaus der Schulabgänger gerecht
wird und so auch Kinder aus bildungsschwächeren Familien über die Ausbildung
beruflich integriert, verliert durch die zunehmenden Selektionsprozesse an Bedeu-
tung und könnte sich weiter zum selektiven Restprogramm mit negativen Folgen
für niedrige Schulabschlüsse entwickeln“ (dies. 2009: 129).

Letztendlich wird also das Anwachsen des Übergangssystems zu einem Krisen-
symptom für den Aspekt „Gewährleistung gesellschaftlicher Teilhabe und Chan-
cengleichheit“ durch berufliche Bildung. Dobischat, Milolaza und Stender  proble-
matisieren den Übergang des beruflichen Bildungssystems von einem sozial
inkludierenden Teil des deutschen Bildungssystems, welcher gerade Jugendlichen
mit niedrigen allgemeinbildenden Schulabschlüssen eine Chance zur „Entwicklung
der individuellen Regulationsfähigkeit“ neben oder im Anschluss der allgemeinbild-
enden Beschulung bietet, hin zu einem selektiven Teil des deutschen Bildungssys-
tems, in dem Ausbildungschancen nach Vorbildung gestaffelt ermöglicht werden
oder eben nicht (vgl. dies. 2009).

Gesellschaftliche Zugehörigkeit und Teilhabe wurden nach dem zweiten Weltkrieg
durch die relative Vollbeschäftigung der männlichen Erwerbspersonen gefördert.
Institutionen des Bildungssystems beeinflussen maßgeblich die Chancen auf gesell-
schaftliche Zugehörigkeit und Teilhabe (vgl. Kronauer 2007: 4). In Deutschland stellt
das berufliche Bildungssystem die entscheidende Bildungsinstitution für Jugendliche
ohne Hochschulzugang dar, welche die Chancen am Arbeitsmarkt nachhaltig steu-
ert. Innerhalb der Rahmenbedingungen der durch Vollbeschäftigung gekennzeich-
neten Nachkriegsprosperität war die duale Ausbildung Teil eines Settings sozialer
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Institutionen, die über die Integration in den Arbeitsmarkt soziale Inklusion ermög-
lichten.

Seit der Wiederkehr und der strukturellen Verfestigung hoher Erwerbslosigkeit wer-
den Prozesse sozialer Exklusion wahrgenommen und diskutiert. Soziale Exklusion
wird verstanden als zunehmende Prekarität in der Erwerbsarbeit, die für eine wachs-
ende Gruppe der Bevölkerung zur Realität wird, und mit welcher der Verlust an
sozialen Teilhabemöglichkeiten einhergeht (vgl. Kronauer 2010: 44f.). Der Begriff
der sozialen Exklusion beschreibt dabei sowohl die Prozesse, die Menschen in eine
soziale Randständigkeit bringen, als auch den Zustand, sozial exkludiert, also vom
Zugang zu den für die soziale Teilhabe zentralen Ressourcen ausgeschlossen und
bezüglich des Arbeitsmarktes „überflüssig“ zu sein. „Weniger der Ausschluss aus
Institutionen als die Ausgestaltung der Institutionen selbst – wenn Sie so wollen:
die Ausgestaltung der institutionellen Inklusion – ist heute für den Verlust von realer
Teilhabe entscheidend. Diese paradoxe Gleichzeitigkeit des ‚Drinnen‘ und ‚Draußen‘
ist auch und gerade für das Bildungssystem charakteristisch. Es verspricht Aufstiegs-
möglichkeiten für alle, die guten Willens, sprich: leistungsbereit sind“ (Kronauer
2007: 10).

Bei Jugendlichen an der Schwelle zwischen Bildungsphase und Erwerbsphase fällt
der blockierte Zugang zu gesellschaftlichem Status zusammen mit der Phase der
Identitätsfindung. „Keinen gesellschaftlich anerkannten Ort einnehmen zu können,
bedeutet für Jugendliche, die davon betroffen sind, Erfahrungen des Zurückblei-
bens, der Missachtung und der Scheiterns“ (Kronauer 2010: 159).

Da die duale Ausbildung traditionell als Institution galt, welche den Übergang von
der allgemeinbildenden Schule in die Erwerbstätigkeit in vielerlei Hinsicht „sozial
inklusiv“ gestaltete und einem Großteil der Jugendlichen ohne Hochschulzugang
eine große Anzahl möglicher beruflicher Ausbildungsberufe mit unterschiedlichem
Anspruchsniveau bot, die dennoch alle den Zugang zu qualifizierter Facharbeit vor-
sahen (vgl. Dobischat/Stender/Milolaza 2009: 129) – ein bestimmter allgemein-
bildender Abschluss ist formal bei den dualen Ausbildungsgängen kein Zugangskri-
terium – , deutet die Existenz eines „Übergangssystems“ für Jugendliche ohne
Ausbildungsvertrag darauf hin, dass die soziale Inklusionsfähigkeit beruflicher Aus-
bildung nachlässt. Die hohe Anzahl von Jugendlichen ohne Zugang zu beruflicher
Ausbildung und die Existenz des Übergangssystems an sich stellen Krisensymptome
hinsichtlich der sozialen Inklusionsfähigkeit beruflicher Bildung dar.

Vor dem Hintergrund der zuvor beschriebenen Strukturbrüche, Widersprüche und 
sozialpolitischen Probleme will diese Arbeit das Verhältnis von institutioneller Inklu-
sion und Exklusion durch das berufliche Bildungssystem und das Übergangssystem
innerhalb des beruflichen Bildungssystems untersuchen. Dabei soll der Frage nach-
gegangen werden, ob das Übergangssystem die nachlassende soziale Inklusions-
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fähigkeit beruflicher Ausbildung wieder herstellen kann oder selbst zu sozialer Ex-
klusion beiträgt.

Empirische Studien zum Übergang waren lange Zeit lediglich auf der Ebene einzel-
ner Maßnahmen und Schulformen verfügbar, dabei oft regional beschränkt und auf
eine kurzfristige Verbleibsperspektive im Anschluss an die Schulform oder Maßnah-
me ausgerichtet. Das quantitative Ausmaß des Problems war somit nicht einmal
annähernd bestimmbar. Erst in jüngster Zeit erlauben empirische Studien, das Über-
gangsgeschehen auf das gesamte Bundesgebiet und den Großteil der Maßnahmen
und Schulformen bezogen quantitativ nachzuvollziehen. Hier sind vor allem die
BIBB-Übergangsstudie und das DJI-Übergangspanel hervorzuheben (vgl. Beicht/
Friedrich/Ulrich 2008; Gaupp et. al. 2008).

Die vorliegende Arbeit will vor diesem Hintergrund untersuchen:

• ob das Übergangssystem tatsächlich einen Teilbereich beruflicher Bildung dar-
stellt, der systematisch Übergänge in eine reguläre Ausbildung ermöglicht.
Dabei wird auch der Frage nachgegangen,

• ob das Übergangssystem die Übergangschancen der in der dualen Ausbildung
benachteiligten Personengruppen (z. B. junge Frauen und Jugendliche mit Mi-
grationshintergrund) nachhaltig verbessern kann. Auf dieser Basis soll letzt-
endlich eine Aussage darüber getroffen werden,

• inwiefern der Versuch einer sozialen Inklusion benachteiligter Jugendlicher in
Ausbildung und anschließend Erwerbsarbeit über kompensatorische Maßnah-
men außerhalb des Regelsystems ein tragfähiges institutionelles Arrangement
darstellt.

Um diese Fragestellungen angemessen verstehen zu können, muss im Vorgriff ge-
klärt werden:

• warum sich gerade an die berufliche Ausbildung in Deutschland neben der
Qualifizierung der von der Wirtschaft benötigten Arbeitskraft der Anspruch
richtet, möglichst großen Anteilen eines Schulabgangsjahrgangs einen mittel-
fristig relativ bruchlosen Übergang in Erwerbsarbeit zu ermöglichen,

• warum die berufliche Ausbildung diesen Anspruch nicht mehr erfüllt, so dass
ein unter strukturellen Aspekten ursprünglich nicht systematisch geplanter
Bildungsbereich entsteht sowie

• ob und inwieweit das Übergangssystem die verloren gegangene umfassende
Inklusionsfähigkeit wiederherstellen kann.

Bezüglich des letzten Punktes ist zu berücksichtigen, dass aktuell Strukturalternati-
ven diskutiert werden, welche zum Ziel haben, die Integrationschancen für Jugend-
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liche im Übergangssystem nachhaltig zu erhöhen. Hier können drei Ansätze unter-
schieden werden. Zum einen existieren Konzepte, welche über eine Stärkung des
betrieblich-beruflichen Bildungstyps eine Attraktivitätssteigerung dualer Ausbildung
erreichen wollen und sich über eine Erhöhung der Ausbildungsstellen auch eine Ver-
besserung der Chancen für Jugendliche erhoffen, die momentan nicht in Ausbil-
dung übergehen können (vgl. Spöttl et. al. 2009). Zum anderen wird als Reformper-
spektive eine Stärkung vollschulischer Ausbildungsgänge diskutiert (vgl. Dobischat/
Milolaza/Stender 2009). Und drittens wird die Reformoption einer Modularisierung
beruflicher Bildung propagiert, um die Integrationsprobleme dualer Ausbildung, die
sich in der Existenz des Übergangssystems manifestieren, zu lösen (vgl. Euler/Seve-
ring 2006).

Diese Fragestellungen werden im Folgenden zum einen theoretisch erschlossen, in
dem geklärt wird, inwieweit Strukturprobleme der am Berufsbegriff orientierten
dualen Ausbildung und ein zurückgehendes Angebot an Ausbildungsstellen die
Entstehung des Übergangssystems bedingen und welche Möglichkeiten der Inte-
gration Jugendlicher im Übergangssystem unter einer durch eben diese Struktur-
probleme gekennzeichneten dualen Ausbildung bestehen.

Des Weiteren wird das Übergangssystem in seiner historisch-systematischen Ent-
wicklung analysiert, um die institutionelle Zersplitterung dieses Teilbereichs berufli-
cher Bildung vor dem Hintergrund der gesellschaftlichen, politischen und wissen-
schaftlichen Diskussionen zu verstehen, die zur Einführung der Schulformen des
Übergangssystems führten.

Außerdem sollen die theoretischen Annahmen zur Inklusionsfähigkeit des Über-
gangssystems unter den strukturellen Problemen dualer Ausbildung anhand aktu-
eller empirischer Forschungsergebnisse überprüft werden. Auch werden die ge-
nannten, in der aktuellen Fachdiskussion formulierten strukturellen Alternativen
verglichen, diskutiert und dahingehend bewertet, welche dieser Reformmodelle
bezüglich der sozialinklusiven Funktion beruflicher Bildung vorteilhaft erscheinen.

In der vorliegenden Arbeit finden wiederholt die Begriffe „reguläre Ausbildung“,
„duale Ausbildung“ und „vollschulische Ausbildung“ Verwendung. Unter dualer
Ausbildung werden die sich auf einen Ausbildungsvertrag gründenden und an den
Lernorten Ausbildungsbetrieb sowie Berufsschule verankerten Formen beruflicher
Bildung verstanden. Vollschulische Ausbildung bezeichnen die an lediglich einem
Lernort verankerten Ausbildungsformen nach BBiG sowie im Gesundheits- und so-
zialpflegerischen Bereich, welche eine zertifizierte und staatlich anerkannte beruf-
liche Ausbildung vermitteln. Reguläre Ausbildung meint im Folgenden die Gesamt-
heit aller dualen oder vollschulischen Ausbildungsformen, welche eine zertifizierte
und am Arbeitsmarkt anerkannte berufliche Ausbildung vermitteln.
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2 Das Übergangssystem: Krisensymptom der
dualen Ausbildung?

Die Übergangsprobleme Jugendlicher im pädagogischen „Zwischenraum“ zwischen
Allgemeinbildung und regulärer beruflicher Bildung stellen das zentrale Krisensymp-
tom der dualen Ausbildung dar (vgl. Stomporowski 2007). Dies wird deutlich durch
den Stellenwert, den dieses Thema aktuell in der Fachdiskussion einnimmt. Eine
große Zahl von Dissertationen und neuerer Publikationen befasst sich mit diesem
Thema (vgl. Schmidt 2009; Schumann 2006; Zimmer/Dehnbostel 2009).

Der Anspruch, große Anteile eines Schulabgangsjahrgangs durch berufliche Bildung
zu qualifizieren und sozial zu integrieren, trifft auf ein Ausbildungsplatzangebot,
welches dies gerade nicht (mehr) ermöglicht. Die Abkopplung des Übergangsbe-
reichs ergibt sich also einerseits aus einer Unterversorgung mit Ausbildungsplätzen
und andererseits aus der Tatsache, dass von Jugendlichen ohne Hochschulzugang
lediglich im dualen System und den vollschulischen Ausbildungen reguläre berufli-
che Qualifikationen erworben werden können. Im Folgenden werden die struktu-
rellen Probleme beruflicher Bildung in ihren Auswirkungen auf das Übergangssys-
tem und dessen mögliches Integrationspotential dargestellt.

2.1 Strukturelle Probleme beruflicher Bildung

Das duale System der Berufsausbildung in Deutschland gilt traditionell innerhalb
Deutschlands und auch international als Erfolgsmodell, weil es großen Teilen der
Jugend einen qualifizierten Berufsabschluss vermittelt, sie beruflich und betrieblich
sozialisiert und die deutsche Wirtschaft mit einem großen Reservoir qualifizierter
Facharbeiter versorgt (vgl. Lipsmeier 1996; Culpepper 1999: 1ff.). Nicht zuletzt soll
es den relativ bruchlosen Übergang von der Schule in den Beruf ermöglichen und
ging daher lange Zeit einher mit einer im EU-Vergleich geringen Jugendarbeitslo-
sigkeit (vgl. Konsortium Bildungsberichterstattung 2006: 79; Baethge 2004b: 14).
Die duale Ausbildung erreichte diese Erfolge als beruflich organisierte und auf Fach-
arbeit bezogene Ausbildungsform, die eng auf die spezifische Ausprägung der In-
dustriegesellschaft in Deutschland bezogen war (vgl. Baethge 2006). Strukturwan-
del und Ungleichgewichte am Ausbildungsstellenmarkt lassen in neuerer Zeit
strukturelle Probleme in der dualen Ausbildung offen zu Tage treten, die mit der
beruflichen Verfasstheit dieser Ausbildungsform und der damit verbundenen Funk-
tion sozialer Integration junger Menschen in Arbeit und Gesellschaft zusammen-
hängen (vgl. Zimmer 2009).

Der Strukturwandel in Deutschland hin zu einer Wissensgesellschaft mit zunehmen-
der Dienstleistungsorientierung und steigenden Qualifikationsanforderungen ist in
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vielen Studien und Untersuchungen vor allem des Instituts für Arbeitsmarkt und
Berufsforschung (IAB) bestätigt worden (vgl. Tessaring 1994; Dostal 2000; Rein-
berg/Hummel 2002; Reinberg 1999; Gehrke/Frietsch 2007; Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung 2010: 22f.). In Bezug auf die qualitativen Veränderungen
der Facharbeit ist dabei vor allem strittig, inwieweit durch sie lediglich berufliche
Kompetenzen fachübergreifend erweitert werden und eine „neue“ bzw. „moderne
Beruflichkeit“ entsteht (vgl. Schumann 2003: 5; Kutscha 1992) oder ob Beruflichkeit
als Strukturprinzip aufgrund der veränderten Qualifikationsanforderungen erodiert
(vgl. Baethge 2004a: 340ff.).

2.1.1 Beruf und Berufsausbildung

Der Berufsbegriff als zentrale Kategorie von Arbeit sowie der Organisation der dua-
len Ausbildung bezieht sich auf jene Qualifikationen, die nötig sind, um einen ent-
sprechenden Beruf auszuführen, auf die institutionelle Einbettung der als Beruf be-
zeichneten Erwerbsarbeit und auf Formen der Statuszuweisung und Sozialisation.
Die Berufsausbildung vermittelt den Erwerbstätigen eine über die konkreten be-
trieblichen Anforderungen hinausgehende Qualifikation und ermöglicht somit über
die Einzelbetriebe hinausgehende Stabilität (vgl. Geißler/Orthey 1998: 169). Darü-
ber hinaus wird der Berufsbegriff in der Fachliteratur nicht einheitlich interpretiert.
Je nach Erkenntnisinteresse und theoretischer bzw. disziplinärer Herangehensweise
rücken bei den einschlägigen Autoren unterschiedliche Aspekte des Berufsbegriffs
in den Vordergrund.

Greinert definiert den Kern der Beruflichkeit als „eine spezifische Kombination von
Arbeit, Qualifikation und Erwerb“ (Greinert 1995: 154), also mit dem Fokus auf die
Qualifikationsfunktion des Berufsbegriffs innerhalb des Erwerbssystems. Der Be-
trachtungsweise des Zusammenhangs von Beruf, Berufsausbildung und ökonomi-
schen Rahmenbedingungen liegt dagegen bei Baethge ein Verständnis der Kate-
gorie Beruf zugrunde, das einen bestimmten Modus der Sozialisation und
Gesellschaftsintegration fokussiert und den Beruf als sozialstrukturelle Kategorie
fasst. Damit grenzt er sich ab von einem Berufsbegriff, der den Beruf in erster Linie
als Qualifikationskategorie definiert (vgl. Baethge 2004a: 336). Für Baethge stellt
der Beruf in erster Linie einen Modus der Sozialisation dar, „bei dem die Aneignung
von Wissen und Fertigkeiten in praktischen Erfahrungszusammenhängen seiner
Anwendung und seiner sozialen Verortung eingebunden ist, so dass der Lernende/
Auszubildende nicht allein die Anschauung der Arbeitsprozesse hat, in denen das,
was er lernt, angewandt wird, sondern sich ihm auch ein sozialer Raum seiner Be-
rufstätigkeit erschließt“ (Baethge 2004a: 336).

Fürstenberg interpretiert den Berufsbegriff nicht nur als „qualitativ bestimmtes
Funktionsbündel, als Erwerbspotential oder als gesellschaftlich sanktioniertes Re-
gelsystem“ (Fürstenberg 2000: 18), sondern darüber hinaus unter einem sozialkul-
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turellen Ansatz „aus Sicht der Betroffenen vor allem auch als verpflichtende Le-
bensform“ (ebd.).

Offensichtlich ist also, dass der Berufsbegriff eine Strukturierung fachlicher Anfor-
derungen einer bestimmten Form von Erwerbsarbeit leistet. Um einen bestimmten
Beruf auszuüben, muss man bestimmte fachliche Qualifikationen besitzen und be-
rufliche Bildung muss eben diese Qualifikationen vermitteln. Auf der anderen Seite
umfasst der Berufsbegriff aber auch bestimmte Formen der Statuszuweisung, der
sozialen Sicherung und der Sozialisation in betriebliche Zusammenhänge und somit
der Vergesellschaftung des Individuums. Verbunden mit dem ausgeübten Beruf sind
ein anerkannter Status des Berufsträgers (vgl. Fürstenberg  2000: 105) mit entspre-
chend höherer Entlohnung gegenüber den Ungelernten sowie begrenzte Aufstieg-
sperspektiven innerhalb der betrieblichen Hierarchie (vgl. Baethge 2004a: 339).

Die Berufskategorie ist in diesem Verständnis eine vorindustrielle Form der gesell-
schaftlichen Integration und berufliche Ausbildung eine vorindustrielle Qualifizie-
rungsform des Handwerks, welche für die industrielle Produktion übernommen
wurde (vgl. Müllges 1979: 18ff.; Zimmer 2009: 7ff.). Während also in den meisten
europäischen Ländern im Zuge von Industrialisierung und später fordistischer Mas-
senproduktion mittelalterliche Berufs- und Handwerksstrukturen und -privilegien
verschwanden, wurde in Deutschland der Beruf modernisiert (vgl. Stauber/Walther
1999: 27; Greinert 2007a: 37ff.). Ein zünftlerisch-handwerkliches und damit arbeits-
und betriebsintegriertes Ausbildungssystem wurde in ein industrielles transformiert.
Die „private, betriebsbezogene Form ergänzte staatliche Initiative durch obligatori-
schen Unterricht an öffentlichen Berufsschulen und schuf das berufsständisch or-
ganisierte duale System beruflicher Bildung“ (v. Friedeburg 1989: 12).

Dadurch wurde im Zuge der Industrialisierung ein Zufluss von Fachkompetenz aus
dem Handwerk in die Industrie gesichert und es konnten sich dort Kernbelegschaf-
ten aus Facharbeitern herausbilden (vgl. Baethge 2004b: 14). Dabei war es im Zuge
der Industrialisierung Deutschlands zunächst fast ausschließlich die Produktionsmit-
telindustrie, gekennzeichnet durch die Merkmale eines hohen Technisierungsgr-
ades, überdurchschnittlicher Betriebsgrößen und großzügiger Kapitalausstattung,
die eine industrietypische Lehrlingsausbildung entwickelte (vgl. Greinert 2007a:
74f.).

Die duale Ausbildung orientiert sich somit am Herstellungsprozess und übt neben
der fachlichen Qualifizierung den Beruf betreffende Normen und Handlungsorien-
tierungen ein (vgl. Lipsmeier 1996: 6). Mit der aufkommenden Industrialisierung
und der damit einhergehenden Stärkung von Sozialdemokratie und Gewerkschaf-
ten soll das duale System dem Bedarf gesellschaftlicher Stabilität durch Integration
in Arbeit und berufliche Normen Rechnung tragen (vgl. ebd.: 4). Die aus diesem
Prozess hervorgehenden Facharbeiter und Angestellten sind mit spezifischen Privi-

2.1  Strukturelle Probleme beruflicher Bildung

23



legien ausgestattet, die im Fall des Meisterstatus und des damit verbundenen Aus-
bildungsrechts die Gewerbefreiheit einschränken (vgl. Stauber/Walther 1999: 28).
Zweck beruflicher Organisation von Arbeit ist also die soziale Inklusion von Fachar-
beitern auch durch Schließung des Arbeitsmarktes. Sie stellt somit auch eine Inklu-
sionsstrategie der Konfliktvermeidung und Konsensherstellung dar, mit dem Ziel der
Verhinderung der Entwertung einmal erworbener Qualifikationen (vgl. Ostner
1997: 76ff.).

2.1.2 Diversifizierte Qualitätsproduktion und Facharbeit

Die an der Beruflichkeit orientierte duale Ausbildung erscheint zunächst wenig
funktional, da mit Industrialisierung und Massenfertigung in der spezifischen Orga-
nisationsform des Taylorismus typischerweise Prozesse der Dequalifizierung einher-
gehen, die handwerkliche Fähigkeiten und Berufe entwerten. Bereits früh wurden
allerdings Thesen der Requalifizierung vertreten, welche auf Berufsbilder bezug-
nehmende und über einfache Produktionstätigkeiten hinausgehende Anforde-
rungskategorien in der industriellen Produktion erkannten (vgl. Fürstenberg 2000:
14). Die Übernahme des Berufsprinzips in die industrielle Fertigung begründet sich
für Baethge daher durch den besonderen Entwicklungspfad in der industriellen Pro-
duktion in Deutschland. Dieser wird in Anlehnung an Aberlhauser als „diversifizierte
Qualitätsproduktion“ charakterisiert (vgl. Baethge 2006: 22). Diese Produktions-
weise setzt auf eine relativ wissensintensive Qualitätsproduktion. Vor allem in der
elektrotechnischen und chemischen Industrie sowie dem Maschinenbau wurde und
wird die Wertschöpfung über den Absatz hochpreisiger Produkte auf den Welt-
märkten realisiert. Diese Art der Produktion war und ist abhängig vom Arbeitskraft-
typus des Facharbeiters, der über die Fähigkeit zu einfachen Produktionstätigkeiten
hinausgehend eine berufliche Handlungsfähigkeit erworben hat (vgl. ebd.). Über
die Facharbeit finden die Berufskategorie und die duale Form der Berufsausbildung
als Facharbeiterausbildung Eingang in die industrielle Produktion (Baethge/Solga/
Wieck 2007: 18). Diese Form der Ausbildung bedeutet neben der fachlichen Qua-
lifizierung auch eine umfassende Sozialisation in das ökonomische und soziale Sys-
tem des Betriebs (vgl. Baethge 2004b: 14). Für das Produktionssystem der Industrie
entsteht nach Greinert eine Arbeitsorganisation mit drei Ebenen: die Facharbeiter-
ebene als Basis, die Meisterebene und die Ingenieurebene. Mit dem Ausbau der
handwerklichen Ausbildung zu einem industriespezifischen Berufsbildungsmodell
zu Anfang des 20. Jahrhunderts durch eigene Lehrwerkstätten und Facharbeiter-
profile etabliert sich somit das handwerkliche Ausbildungsmodell als betriebliche
Lehre (vgl. Greinert 1995: 170).
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Lipsmeier charakterisiert die sozioökonomischen Randbedingungen für eine funk-
tionierende  duale Ausbildung in der Industriegesellschaft folgendermaßen:

1. Tendenzielle Vollbeschäftigung oder zumindest eine geringe Arbeitslosen-
quote, die der Konjunktur zugeschrieben werden kann und keine strukturellen
Erklärungsansätze evoziert.

2. Ein industrielles Berufsgefüge mit starken Beschäftigungsanteilen auf der
Facharbeiterebene und eine entsprechende Dominanz des Produktionssektors
in Bezug auf die Verteilung der Erwerbstätigen.

3. Eine Massenwirkung des dualen Ausbildungssystems mit Ausbildungsquoten
von weit mehr als der Hälfte eines Altersjahrgangs und der Durchsetzung der
dualen Ausbildung über das gesamte Berufsspektrum1.

4. Die Bereitschaft privater Unternehmen, betriebliche Ausbildungsplätze anzu-
bieten.

5. Ein Schulwahlverhalten von Eltern und Schülern welches zur Folge hat, dass
große Teile der Jugend über den Hauptschulabschluss in die betriebliche Lehre
übergehen und die Möglichkeit eines betrieblichen Aufstiegs auf der Basis ei-
ner abgeschlossenen Berufsausbildung besteht (vgl. Lipsmeier 1996: 5f.).

Die Bereitschaft der Betriebe zur Bereitstellung von Ausbildungsplätzen ist demnach
in erster Linie unter der Voraussetzung annähender Vollbeschäftigung gegeben. Sie
erklärt sich über die Möglichkeit, auf die Berufsausbildung Einfluss zu nehmen und
zum Teil über die Einsetzbarkeit der Auszubildenden in der betrieblichen Produktion
(vgl. ebd.)

Die handwerkliche Ausbildung als vorindustrielles Konzept wurde also erfolgreich
in die deutsche Form der industriellen Qualitätsproduktion integriert und bildete
unter mehreren Aspekten ein funktionales institutionelles Arrangement. Unter dem
Aspekt der Qualifizierung lieferte es für diese Produktionsform die „für lange Zeit
im Durchschnitt am besten qualifizierte Erwerbsbevölkerung der Welt“ (Baethge
2004b: 14). Darüber hinaus stellten Beruflichkeit und berufliche Ausbildung eine
Form der sozialen Integration breiter Bevölkerungsschichten in die Industriegesell-
schaft dar. Berufsprinzip und berufliche Facharbeit prägten auch das Normalar-
beitsverhältnis als gesellschaftliche Norm und das „System der sozialen Sicherung
mit seiner Orientierung an Beruflichkeit und Dauerbeschäftigung“ (Greinert 2007a:
163).

Hier wird allerdings bereits ein Widerspruch deutlich. Zum einen erreicht das Be-
rufsprinzip seine inkludierende Wirkung durch die besondere Stellung der Fachar-

1 Also auch über den Produktionssektor hinaus im tertiären Sektor
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